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Tierschutz und Zucht, Leistungen der Ziegen, Fleischziegen

Bundes-Tierschutzgesetz – Auswirkung auf die
Ziegenhaltung

E. OFNER

Höhere Bundeslehr- und Forschungsanstalt für Landwirtschaft Raumberg-Gumpenstein, A-8952 Irdning
2. Fachtagung für Ziegenhaltung, 18. November 2005

Seit 1. Jänner 2005 ist das österreichi-
sche Bundes-Tierschutzgesetz (TSchG
2004) in Kraft. Es wird durch eine Rei-
he von Verordnungen ergänzt. Die land-
wirtschaftliche Nutztierhaltung wird
hauptsächlich durch die Verordnung der
Bundesministerin für Gesundheit und
Frauen über die Mindestanforderungen
für die Haltung von Pferden und Pferde-
artigen, Schweinen, Rindern, Schafen,
Ziegen, Schalenwild, Lamas, Kaninchen,
Hausgeflügel, Straußen und Nutzfischen
(1. Tierhaltungsverordnung) geregelt
(ThVO 2004).

Ziel und Grundsätze des
Bundes-Tierschutzgesetzes
Ziel dieses Bundesgesetzes ist der
Schutz des Lebens und des Wohlbefin-
dens der Tiere aus der besonderen Ver-
antwortung des Menschen für das Tier
als Mitgeschöpf. Eine zentrale Norm
stellt das Verbot der Tierquälerei dar. Es
ist verboten, einem Tier ungerechtfertigt
Schmerzen, Leiden oder Schäden zu-
zufügen oder es in schwere Angst zu
versetzen. Das bundeseinheitliche öster-
reichische Tierschutzgesetz schreibt fol-
gende Grundsätze der Tierhaltung
fest:
• Tiere dürfen nur gehalten werden,

wenn auf Grund ihres Genotyps und
Phänotyps und nach Maßgabe der fol-
genden Grundsätze davon ausgegan-
gen werden kann, dass die Haltung
nach dem anerkannten Stand der wis-
senschaftlichen Erkenntnisse ihr
Wohlbefinden nicht beeinträchtigt.

• Wer ein Tier hält, hat dafür zu sorgen,
dass das Platzangebot, die Bewegungs-
freiheit, die Bodenbeschaffenheit, die
bauliche Ausstattung der Unterkünfte
und Haltungsvorrichtungen, das Kli-
ma, insbesondere Licht und Tempera-
tur, die Betreuung und Ernährung so-
wie die Möglichkeit zu Sozialkontakt

unter Berücksichtigung der Art, des Al-
ters und des Grades der Entwicklung,
Anpassung und Domestikation der
Tiere ihren physiologischen und etho-
logischen Bedürfnissen angemessen
sind.

• Tiere sind so zu halten, dass ihre Kör-
perfunktion und ihr Verhalten nicht
gestört werden und ihre Anpassungs-
fähigkeit nicht überfordert wird.

Aktuelle Entwicklungen
Durch das neue Tierschutzgesetz gelten
erstmals bundesweit einheitliche Stan-
dards für die Haltung landwirtschaftli-
cher Nutztiere; die diesbezüglichen lan-
desrechtlichen Normen werden abgelöst.
Angelegenheiten des Tierschutzes sind
somit künftig in Gesetzgebung Bundes-
sache, die Vollziehung liegt aber
weiterhin im Kompetenzbereich der Län-
der (Kompetenzgrundlage Art. 11 Abs.1
B-VG). Diese Konstellation birgt eine
große Herausforderung in sich: Die Be-
stimmungen des Tierschutzgesetzes
müssen bundesweit einheitlich vollzogen
werden. Die Inhalte des Bundes-Tier-
schutzgesetzes und der 1. Tierhaltungs-
verordnung sind z.T. eher allgemein und
grundlegend formuliert und lassen Inter-
pretationsspielraum offen. Aber selbst
dann, wenn Bestimmungen sehr detail-
liert beschrieben sind, kann es Auffas-
sungsunterschiede bei der Beurteilung
der Haltungsbedingungen vor Ort geben.
Außerdem müssen Landwirt, Berater,
Kontrollorgan und jeder, der mit der
Anwendung der nutztierschutzrechtli-
chen Standards vor Ort beschäftigt ist,
sowohl die Grundsatzbestimmungen
aus dem Tierschutzgesetz als auch die
konkreten Detailbestimmungen aus der
Tierhaltungsverordnung berücksichti-
gen. Es bedarf daher einer zusammen-
fassenden und erklärenden Leitlinie, um
die neuen rechtlichen Bestimmungen

sinnvoll anwenden und vollziehen zu
können und um unnötige Konflikte in
der Praxis zu vermeiden. Solche
Rechtsauslegungen können nur im Ex-
pertenkreis unter Einbeziehung aller
maßgeblichen Fachexperten und aller
durch die Rechtsnormen betroffenen
Gremien erfolgen.

An der Erstellungen einer Interpretati-
onsunterlage zum Bundes-Tierschutzge-
setz und zur 1. Tierhaltungsverordnung
wird derzeit intensiv gearbeitet. In einem
vom Bundesministeriums für Gesund-
heit und Frauen in Auftrag gegebenen
Projekt werden Handbücher und
Checklisten entwickelt, mit denen Hal-
tungssysteme für Rinder, Schweine, Ge-
flügel, Schafe und Ziegen in einem
Selbstevaluierungsprozess im Rahmen
der Tiergesundheitsdienste durch den
Landwirt selbst in Zusammenarbeit mit
dem Betreuungstierarzt auf ihre Rechts-
konformität überprüft werden können.
Unter Einbeziehung von Vertretern des
Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft, der Veterinärmedizinischen
Universität Wien (Institut für Tierhaltung
und Tierschutz), der Universität für Bo-
denkultur Wien (Institut für Nutztierwis-
senschaften), der Präsidentenkonferenz
der österreichischen Landwirtschafts-
kammern, des Österreichischen Bundes-
verbandes für Schafe und Ziegen und
mehrerer Landesverbände, des Öster-
reichischen Tiergesundheitsdienstes, der
Österreichischen Tierärztekammer, der
Veterinärbehörden und der Bauabteilun-
gen der Länder, arbeitet die HBLFA
Raumberg-Gumpenstein derzeit auch
Entwürfe für eine Checkliste und ein
Handbuch für die Ziegenhaltung aus
(OFNER et al. 2005).

Der vorliegende Beitrag beschreibt die
Bestimmungen des österreichischen
Tierschutzgesetzes und der 1. Tierhal-
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tungsverordnung in Bezug auf die Zie-
genhaltung und weist auch auf die Be-
deutung einzelner Bestimmungen für das
artgemäße Verhalten und die Gesundheit
von Ziegen hin. Des weiteren werden z.T.
Interpretationen auf Basis des derzeiti-
gen Diskussionsstandes der Arbeitsgrup-
pe „Selbstevaluierung Tierschutz Schaf
& Ziege“ dargestellt. Es sei an dieser
Stelle ausdrücklich darauf hingewiesen,
dass diese aber erst nach Veröffentli-
chung des Handbuches offizielle Gültig-
keit erlangen.

Bewegungsmöglichkeit
und Sozialkontakt
Ein bedeutender Eckpunkt des neuen
Bundes-Tierschutzgesetz lautet: „Die
dauernde Anbindehaltung ist verboten.“
(§ 16 Abs. 3 TSchG). Für die Ziegenhal-
tung (wie auch für andere Tierarten) wird
diese Bestimmung im Verordnungstext
noch erweitert, sodass die Anbindehal-
tung für Ziegen grundsätzlich verbo-
ten ist. Ein vorübergehendes Anbinden ist
insbesondere zum Angewöhnen der Tie-
re, zum Zweck von Pflegemaßnahmen,
bei Tierschauen und sonstigen Veranstal-
tungen zulässig. In zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens des Bundes-Tierschutzge-
setzes (1. Jänner 2005) bestehenden An-
lagen darf die Anbindehaltung bis zum
Ablauf des 31. Dezember 2009 weiterbe-
trieben werden, wenn die nachfolgend
beschriebenen Bestimmungen eingehal-
ten werden. Es sollte aber jedenfalls be-
rücksichtigt werden, dass die Ziege ein
Tier mit stark ausgeprägtem Bewegungs-
bedürfnis ist, dem bei der Anbindehaltung
kaum entsprochen werden kann.

Bestimmungen für bestehende
Anbindeställe

Für zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
des Bundes-Tierschutzgesetzes (1. Jän-
ner 2005) bestehende Anlagen werden
Übergangsfristen gewährt, wenn die
Stände und Anbindevorrichtungen dem
Tier in der Längs- und Querrichtung so-
wie in der Vertikalen ausreichend Bewe-
gungsfreiheit bieten, damit ein ungehin-
dertes Stehen, Abliegen, Aufstehen, Lie-
gen, Fressen und Zurücktreten möglich
ist. Dies lässt sich durch aufmerksames
Beobachten der Tiere gut erkennen.

Weiters ist sicherzustellen, dass die An-
bindevorrichtungen die Tiere nicht ver-

letzen können. Ketten, Seile, Halsbän-
der oder andere Anbindevorrichtungen
sind regelmäßig auf ihren Sitz zu über-
prüfen und den Körpermaßen der Tiere
anzupassen. Bei der regelmäßigen Über-
prüfung soll insbesondere auf verlet-
zungsträchtige technische Mängel (z.B.
hervorstehende Schrauben, scharfe Kan-
ten, usw.) an der Anbindevorrichtung
und auf Technopathien (d.s. durch die
Aufstallung verursachte Verletzungen)
im Hals- und Nackenbereich der Tiere
geachtet werden.

Bestimmungen zur Haltung in
Einzelbuchten

Ziegen sind sozial lebende Tiere mit aus-
geprägtem Herdentrieb. Kitze und
Jungziegen (d.s. Ziegen bis 12 Monate)
dürfen nicht in Einzelbuchten gehalten
werden.

Einzelbuchten für über 12 Monate alte
Ziegen müssen einen Sichtkontakt zu
anderen Tieren gewährleisten. Die Ein-
zelbuchtenhaltung ist überdies nur dann
zulässig, wenn eine Unterbrechung der
Einzelbuchtenhaltung an mindestens
90 Tagen im Jahr durch Weidegang oder
regelmäßigen Auslauf erfolgt. Jedem
Tier muss mindestens die in Tabelle 1
dargestellte Bodenfläche zur Verfügung
stehen (ThVO 2004). Für die Tiere nicht
nutzbare Bodenflächen sind bei der Be-
rechnung der Buchtengrundfläche abzu-
ziehen (OFNER et al. 2005).

Nach derzeitigem Diskussionsstand der
AG „Selbstevaluierung Tierschutz Schaf
& Ziege“ gilt das Verbot der Einzelbuch-
tenhaltung für Ziegen unter 12 Monate
nicht, wenn das betreffende Tier erkran-
kungsbedingt und auf tierärztliche An-

ordnung in einer Einzelbucht gehalten
werden muss. Auch für kranke oder ge-
bärende Ziegen sowie für vorübergehend
einzeln gehaltene Böcke soll ein Bereich
mit Sichtkontakt zu Artgenossen abge-
trennt werden können. Besteht ein Infek-
tionsrisiko für die restlichen Tiere, müs-
sen kranke Tiere jedoch vollständig ab-
gesondert werden.

Bestimmungen zur Haltung in
Gruppenbuchten

Unter naturnahen Bedingungen bilden
Ziegen Herdenverbände von durch-
schnittlich 20 Tieren (SAMBRAUS
1978). Ist eine Haltung in natürlichen
Kleingruppen nicht möglich, sollten
zumindest stabile Leistungs- und Alter-
gruppen gebildet werden.

Für die Haltung von Ziegen in Gruppen-
buchten werden die in Tabelle 2 ange-
gebenen Mindestbodenflächen gefordert
(ThVO 2004). Für die Tiere nicht nutz-
bare Bodenflächen sind bei der Berech-
nung der Buchtengrundfläche abzuzie-
hen (OFNER et al. 2005).

Ziegen klettern gerne und bevorzugen
erhöhte Liegeplätze. Erhöhte Liegeflä-
chen und Liegenischen (Liegekojen) sind
als Zusatzeinrichtungen sehr positiv zu
bewerten.

Fütterung und Trinkwasser-
versorgung
Bei der Fütterung von Ziegen in Grup-
penhaltung ist sicherzustellen, dass je-
des einzelne Tier ausreichend Nahrung
aufnehmen kann. Bei rationierter Fütte-
rung oder bei zeitlich begrenzter Futter-
vorlage, muss ein Tier-Fressplatz-Ver-
hältnis von 1 : 1 eingehalten werden,

Tierkategorie Mindestbodenfläche

Mutterziege ohne Kitz 1,10 m2/Muttertier
Mutterziege mit 1 Kitz 1,80 m2/Muttertier
Mutterziege mit mehr als 1 Kitz 2,10 m2/Muttertier
Böcke 3,00 m2/Tier

Tabelle 1: Mindestbodenfläche in Einzelbuchten (nach ThVO 2004, erläutert)

Tierkategorie Mindestbodenfläche

Mutterziege ohne Kitz 0,70 m2/Muttertier
Mutterziege mit 1 Kitz 1,10 m2/Muttertier
Mutterziege mit mehr als 1 Kitz 1,40 m2/Muttertier
Kitze bis 6 Monate 0,50 m2/Tier
Jungziegen über 6 bis 12 Monate 0,60 m2/Tier
Böcke 1,50 m2/Tier

Tabelle 2: Mindestbodenfläche in Gruppenbuchten (nach ThVO 2004, erläutert)
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d.h. für jedes Tier muss ein eigener
Fressplatz zur Verfügung stehen. Bei ad
libitum-Fütterung und ganztägiger Fut-
tervorlage, darf ein Tier-Fressplatz-Ver-
hältnis von 2,5 : 1 nicht überschritten
werden. Es sind mindestens die in Ta-
belle 3 angegebenen Fressplatzbreiten
einzuhalten.

Die Tiere müssen entsprechend ihrem
Bedarf Zugang zu einer ausreichenden
Menge Wasser von geeigneter Qualität
haben. In diesem Zusammenhang soll
einerseits auf die Anzahl an funktionie-
renden Tränkeeinrichtungen im Verhält-
nis zur Anzahl gehaltener Tiere und
andererseits auf den Anbringungsort der
Tränken geachtet werden. Futter und
Wasser müssen in hygienisch einwand-
freier Form verabreicht werden. Die Füt-
terungs- und Tränkeeinrichtungen sind
sauber zu halten. Sie müssen so gestal-
tet sein, dass eine artgemäße Futter- und
Wasseraufnahme möglich ist. Auch die
Art, Beschaffenheit, Qualität und Men-
ge des Futters müssen der Tierart, dem
Alter und dem Bedarf der Tiere entspre-
chen.

Fußböden im Tierbereich
Ziegen dürfen nicht in Buchten mit
durchgehend perforierten Böden gehal-
ten werden (ThVO 2004). Nach derzei-
tigem Diskussionsstand in der Arbeits-
gruppe „Selbstevaluierung Tierschutz
Schaf & Ziege“ gilt eine Bucht dann
nicht als vollperforiert, wenn zumindest
eine so große planbefestigte Fläche vor-
handen ist, dass alle Tiere gleichzeitig
und ungehindert darauf liegen können
(OFNER et al. 2005). Nach Schweizer
Empfehlungen sind mind. 80 % der Ge-
samtbodenfläche als Liegefläche auszu-
führen (BVET 2003).

Eine weitere rechtliche Anforderung be-
zieht sich auf die Gestaltung der Liege-
flächen. Weisen geschlossene Böden im
Liegebereich der Tiere keine Beläge auf,
die ihren Ansprüchen auf Weichheit oder
Wärmedämmung genügen, sind sie aus-
reichend mit Stroh oder ähnlich struktu-

riertem Material einzustreuen (ThVO
2004). Der Tieflaufstall entspricht dem
Wärmebedürfnis der Tiere und ist bei
guter Wartung der Einstreu als ideale
Haltungsart für Ziegen zu bezeichnen.
Der Verbrauch von Stroh pro Tier und
Tag liegt bei ca. 0,5 kg. Bei zu geringen
Strohgaben ist die Tiefstreu zu feucht.
Die Beurteilung der Ziegen auf Ver-
schmutzung und Technopathien und der
Einstreu auf Verschmutzung und Feuch-
tigkeit liefert gute Anhaltspunkte dafür,
ob genügend Stroh oder ähnlich struk-
turiertes Material zur Verfügung gestellt
wird. Gummibodenbeläge sind im Be-
reich der Ziegenhaltung bisher kaum
verbreitet. Falls diese jedoch eingesetzt
werden, müssen sie eine wärmedämmen-
de, weiche und druckelastische Unterla-
ge („Daumenprobe“) bieten. Die Ober-
fläche sollte mit Strohmehl, Häckselst-
roh oder ähnlichem Material trocken
gehalten werden.

Stallklima, Licht und Lärm
Die Bestimmung für Stallklima, Licht
und Lärm sind in der neuen Bundes-Tier-
haltungsverordnung für alle Tierarten
allgemeiner gehalten als in den bisheri-
gen Rechtsnormen der Länder. Detail-
lierte Forderungen, z.B. zu Mindestluft-
raten, Schadgasgehalten, Lärmpegel,
usw., sind entfallen. Die Standards für
die Ziegenhaltung entsprechen im we-
sentlichen jenen für andere Nutztierar-
ten. Neben der Bestimmung, dass in ge-
schlossenen Ställen eine funktionieren-
de natürliche oder mechanische Lüftung
vorhanden sein muss, findet sich
weiterhin die Vorgabe, dass für einen
dauernden und ausreichenden Luftwech-
sel gesorgt werden muss, ohne dass es
im Tierbereich zu Zuglufterscheinungen
kommt. Bei ausschließlich mechanischer
Lüftung sind funktionierende Alarmsys-
teme und geeignete funktionstüchtige
Ersatzsysteme notwendig. Die Luftzir-
kulation, der Staubgehalt der Luft, die
Temperatur, die relative Luftfeuchtigkeit
und die Gaskonzentration müssen in ei-

nem Bereich gehalten werden, der für die
Tiere unschädlich ist.

Tiere dürfen weder in ständiger Dunkel-
heit noch in künstlicher Dauerbeleuch-
tung ohne Unterbrechung durch ange-
messene Dunkelphasen gehalten werden.
Steht den Tieren kein ständiger Zugang
ins Freie zur Verfügung, müssen die Stäl-
le Fenster oder sonstige offene oder
transparente Flächen, durch die Tages-
licht einfallen kann, im Ausmaß von
mindestens 3 % der Stallbodenfläche
aufweisen. Im Tierbereich des Stalles ist
über mindestens 8 Stunden pro Tag eine
Lichtstärke von mindestens 40 Lux zu
erreichen. Der Lärmpegel ist so gering
wie möglich zu halten.

Eingriffe am Tier
Eingriffe, die nicht therapeutischen oder
diagnostischen Zielen, der fachgerech-
ten Kennzeichnung von Tieren oder der
Verhütung der Fortpflanzung dienen,
sind verboten. Die Anwendung von
Gummiringen, Ätzstiften und Ätzsalben
ist generell verboten. Eingriffe, die mit
„erhebliche Schmerzen“ für das Tier
verbunden sind, dürfen nur von einem
Tierarzt und nur nach wirksamer Betäu-
bung und mit postoperativer Schmerz-
behandlung durchgeführt werden
(TSchG 2004). Ausnahmen von diesen
Bestimmungen sind durch Verordnung
als zulässige Eingriffe ausdrücklich ge-
regelt.

Der einzige bei Ziegen zulässige Eingriff
ist die Kastration, sofern der Eingriff
durch einen Tierarzt oder einen gewerb-
lichen Viehschneider (gem. Gewerbeord-
nung 1994, BGBl. Nr. 194, zuletzt ge-
ändert durch BGBl. I Nr. 118/2004) nach
wirksamer Betäubung durchgeführt
wird.

Aus dem oben gesagten ergibt sich, dass
die Enthornung von Ziegen verboten
ist. In den bisherigen Landestierschutz-
normen war die Enthornung von Ziegen
unterschiedlich geregelt (Betäubung,
durch Tierarzt, bei Indikation). Das Ver-
bot der Enthornung wird derzeit kontro-
versiell diskutiert.

Tierbetreuung und Gesund-
heitsvorsorge
Für die Betreuung der Tiere müssen ge-
nügend Betreuungspersonen vorhanden

Tierkategorie Fressplatzbreite

Mutterziege auch mit saugenden Kitzen 40 cm/Muttertier
Kitze bis 6 Monate (ohne Mutterziege) 20 cm/Tier
Jungziegen über 6 Monate bis 12 Monate 30 cm/Tier
Bock 50 cm/Tier

Tabelle 3: Mindestmaße für die Fressplatzbreite (ThVO 2004)
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sein, die über die erforderliche Eignung
sowie die erforderlichen Kenntnisse und
beruflichen Fähigkeiten verfügen. Die
erforderliche Eignung sowie die erfor-
derlichen Kenntnisse und beruflichen
Fähigkeiten liegen vor, wenn die Betreu-
ungsperson über eine einschlägige aka-
demische oder schulische Ausbildung
oder eine Ausbildung als Tierpfleger ver-
fügt oder nachweislich eine außerschu-
lisch-praktische Ausbildung einschließ-
lich Unterweisung erhalten hat oder über
eine als gleichwertig anerkannte Ausbil-
dung verfügt oder aus dem Werdegang
der Person glaubhaft ist, dass sie die er-
forderliche Versorgung der Tiere sicher-
stellen kann. Dies muss spätestens mit
1. Jänner 2008 gegeben sein.

Weist ein Tier Anzeichen einer Krank-
heit oder Verletzung auf, so muss es
unverzüglich ordnungsgemäß versorgt
werden, erforderlichenfalls unter Heran-
ziehung eines Tierarztes. Kranke oder
verletzte Tiere sind diesen besonderen
Ansprüchen angemessen und erforder-
lichenfalls gesondert unterzubringen.

Der Klauenzustand der Ziegen ist re-
gelmäßig zu überprüfen und bei Bedarf
eine Klauenpflege durchzuführen.

Ziegen sind sehr neugierig und benagen
gerne Gegenstände. Das für die Unter-
künfte und Haltungseinrichtungen ver-
wendete Material muss für die Tiere
ungefährlich sein und sich angemessen
reinigen lassen. Die Haltungssysteme
müssen so ausgeführt werden, dass die
Tiere keine Verletzungen erleiden kön-
nen.

Sonstige Anforderungen
Für die überwiegende Haltung von
Ziegen im Freien muss für jedes Tier
eine überdachte, trockene und einge-
streute Liegefläche mit Windschutz in
einem Ausmaß zur Verfügung stehen,
dass allen Tieren ein gleichzeitiges un-
gestörtes Liegen ermöglicht. Kann der
Futterbedarf nicht ausreichend durch
Weide gedeckt werden, muss zusätzli-
ches Futter angeboten werden. Auch bei
tiefen Temperaturen muss sichergestellt
sein, dass Menge und Energiegehalt des
vorhandenen Futters ausreichen, um den
Energiebedarf der Tiere zu decken. Der
Boden im Bereich der ständig benützten
Fütterungs- und Tränkebereiche muss
befestigt sein. Kranke und verletzte Tie-

re sind gesondert und geschützt unter-
zubringen.

Für die kurzfristige Haltung von Ziegen
während der Dauer von Absatzveran-
staltungen oder Tierschauen finden die
Bestimmungen hinsichtlich der Anforde-
rungen an Ställe keine Anwendung. Glei-
ches gilt bei der Haltung auf Almen,
Asten, Vorsäßen und dergleichen, bei
der ein täglicher Weidegang erfolgt.

Übergangsfristen
Ab In-Kraft-Treten des neuen Bundes-
Tierschutzgesetzes mit 1. Jänner 2005 darf
die Neuerrichtung von Anlagen oder Hal-
tungseinrichtungen nur nach Maßgabe die-
ses Bundesgesetzes und der darauf gegrün-
deten Verordnungen erfolgen. Für bei In-
Kraft-Treten bestehende Anlagen gelten
die Anforderungen des neuen Bundesge-
setzes und der Verordnungen nur, wenn

1.deren Einhaltung ohne bauliche Maß-
nahmen möglich ist,

2.bauliche Maßnahmen durchgeführt
werden (die über die Instandsetzung
oder Ersetzung einzelner Elemente
hinausgehen).

Die speziell für die Anbindehaltung gel-
tende Überangsfrist wurde bereits ge-
nannt. Generelle Übergangsfristen für
alle bestehenden Ställe, wie z.B. in der
Rinder-, Schweine- und Geflügelhaltung
existieren für die Ziegenhaltung nicht.

Kontrollen und Sanktionen
In Zukunft sind landwirtschaftliche
Nutztierhaltungen einschließlich der
Gatterhaltung von Wild für landwirt-
schaftliche Zwecke unter Vornahme ei-
ner Risikoanalyse in systematischen
Stichproben vor Ort auf die Einhaltung
der tierschutzrechtlichen Bestimmungen
zu prüfen. Zuständige Behörde im Sin-
ne des Gesetzes ist die Bezirksverwal-
tungsbehörde. Derartige Überprüfungen
sollen nach Möglichkeit gemeinsam mit
sonstigen aufgrund von Gesetzen und
Verordnungen vorgegebenen Kontrollen
durchgeführt werden.

Die Tierschutz-Kontrollverordnung
(TSchKV 2004) enthält auch genaue
Angaben hinsichtlich des Kontrollum-
fanges. Demnach sind mindestens 2 %
der landwirtschaftlichen tierhaltenden
Betriebe jährlich zu überprüfen. Die
Auswahl der zu kontrollierenden Betrie-

be hat auf Grund einer Risikoanalyse zu
erfolgen. Dabei sind insbesondere die
Anzahl und Art der gehaltenen Tiere, die
Produktionsweisen und Haltungsformen,
die Teilnahme an Eigenkontrollsyste-
men, die Ergebnisse bereits erfolgter
behördlicher und anderer Kontrollen
sowie sonstige von den Betrieben zur
Verfügung zu stellende Informationen
über die Tierhaltung, zu berücksichtigen.
Das Bundesministerium für Gesundheit
und Frauen erstellt dazu einen bundes-
weiten Stichprobenplan. Die Teilnahme
am eingangs beschriebenen, geplanten
Selbstevaluierungskonzept im Rahmen
des TGD soll zur Einordnung in eine
niedrigere Risikostufe führen. Ver-
dachts- und Nachkontrollen sowie Kon-
trollen im Rahmen von Qualitätspro-
grammen erfolgen zusätzlich zu den an-
geführten 2 %. Als Kontrollorgane für
die landwirtschaftliche Tierhaltung wer-
den Amtstierärzte, weitere amtlich be-
auftragte Tierärzte oder andere von der
Landesregierung bestellte, entsprechend
qualifizierte Personen fungieren.

Änderungen ergeben sich auch in Bezug
auf mögliche Sanktionen bei Nichteinhal-
tung der normierten Mindestbedingungen.
So kann bei Verwaltungsübertretungen, bei
denen es sich nur um ein geringfügiges
Verschulden handelt und die Folgen für das
Wohlbefinden der Tiere unbedeutend ist,
auf eine Strafe verzichtet werden, wenn die
Herstellung des normkonformen Zustan-
des hergestellt wird. Bei allen sonstigen
Übertretungen kann das Strafausmaß bis
zu Euro 3.750,--, im Wiederholungsfall
bis zu Euro 7.500,-- betragen. Handelt
es sich um Tierquälerei oder ähnlichen
Delikten, können Strafen bis zu Euro
7.500,--, im Wiederholungsfall sogar bis
zu Euro 15.000,-- verhängt werden. Die
Mindeststrafe für schwere Tierquälerei
beträgt künftig Euro 2.000,--. In Abhän-
gigkeit von der Schwere des Vergehens
können darüber hinaus Sanktionen, die
bis zum grundsätzlichen Tierhaltungs-
verbot reichen können, in Betracht ge-
zogen werden.

Schlussbetrachtung
Durch das neue Bundes-Tierschutzge-
setz wird die Ziegenhaltung erstmals
detailliert und bundesweit einheitlich
geregelt. In der bisher gültigen Verein-
barung der Bundesländer gemäß
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2. Fachtagung für Ziegenhaltung

Art. 15 a B-VG waren für den Bereich
der Ziegenhaltung keine ausdrücklichen
Regelungen enthalten. Einige Bundes-
ländernormen sahen aber Detailbestim-
mungen für die Ziegenhaltung vor. So
waren z.B. in der Steirischen Nutztier-
haltungsverordnung Mindestmaße für
die Ziegenhaltung in Einzel- und Grup-
penbuchten hinsichtlich Buchtengröße
und Fressplatzbreite vorhanden.
Mit dem Bundes-Tierschutzgesetz wur-
de ein Kompromiss zwischen den wi-
dersprüchlichen Forderungen unter-
schiedlicher Interessensvertretungen er-
zielt. Es stellt einen wichtigen Grund-
stock dar, der nun durch entsprechende
Interpretation der Rechtstexte und prak-
tikable Beurteilungsmethoden am land-
wirtschaftlichen Betrieb zu einem ein-

heitlichen Vollzug der festgeschriebenen
Bestimmungen führen muss. Durch um-
fangreiche Information der Konsumen-
ten soll Bewusstsein und Verständnis für
die landwirtschaftliche Tierhaltung ge-
weckt werden. Eine konstruktive Zusam-
menarbeit zwischen Forschung, Bera-
tung, Politik und landwirtschaftlicher
Praxis schafft für jeden Landwirt die
Basis für die Umsetzung einer tierge-
rechten Nutztierhaltung unter Berück-
sichtigung von Arbeitswirtschaft und
Wettbewerbsfähigkeit auf seinem Be-
trieb.
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